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Alle 5 Fallgruppen des § 1 UWG umfassend analysiert

• Anwendungsvoraussetzungen und Generalklausel
• Behinderung
• Ausbeutung
• Rechtsbruch
• Kundenfang

Aggressive und irreführende Geschäftspraktiken

Alle 31 Ziffern des Anhangs sind ausführlich kommentiert.

NEU in der 2. Aufl age

Neuer Inhalt – zum Beispiel:
•  OGH-Rechtsprechung nach der UWG-Novelle 2007, insb zur Irreführung, den aggressiven Geschäftsprakti-

ken sowie zur Spürbarkeitsschwelle
• Bedeutung des nunmehr gemeinschaftswidrigen Zugabenverbots nach der EuGH-Entscheidung C-540/08
• Analyse der Rechtsprechung zum Rechtsbruchtatbestand „neu“
• ausführliche Kommentierung der „Schwarzen Liste“
• zunehmende Bedeutung des UWG im Vergaberecht

Neue Form: 
Leicht zu aktualisieren durch Faszikel (Heftchen zum Einhängen) in zwei hochwertigen Leinenmappen.
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dementsprechend eher anzunehmen, dass der Verstoß geeignet wäre, dem Rechtsverletzer ei-
nen Vorsprung vor gesetzestreuen Mitbewerbern zu verschaffen.1784 Im Anwendungsbereich
der RL-UGP kann es auf eine Differenzierung zwischen wettbewerbsregelnden und wettbe-
werbsneutralen Normen ohnehin jedenfalls nicht ankommen, weil jegliche Geschäftspraktik,
die geeignet ist, das Verbraucherverhalten wesentlich zu beeinflussen, und die den Erforder-
nissen der beruflichen Sorgfalt widerspricht, unlauter ist.1785

bb) Spürbarkeit

710§ 1 Abs 1 Z 2 UWG setzt, entsprechend Art 5 Abs 2 RL-UGP, für die Unlauterkeit einer
Geschäftspraktik nicht nur voraus, dass sie den Erfordernissen der beruflichen Sorgfalt wider-
spricht, sondern sie setzt auch eine „wesentliche Beeinflussung des wirtschaftlichen Verhal-
tens des Durchschnittsverbrauchers“ voraus. Letzteres wird in § 1 Abs 4 Z 3 UWG definiert
als die Anwendung einer Geschäftspraktik, um die Fähigkeit des Verbrauchers, eine infor-
mierte Entscheidung zu treffen, spürbar zu beeinträchtigen und damit den Verbraucher zu ei-
ner geschäftlichen Entscheidung zu veranlassen, die er andernfalls nicht getroffen hätte.

711Nach Ansicht des Gesetzgebers werden nach § 1 Abs 1 Z 2 UWG ausdrücklich individuelle
Verbraucher geschützt. Dementsprechend ist „wesentlich“ auf einzelne Personen zu beziehen.
Nicht tatbestandsmäßig sind daher nur solche Aussagen, die das Entscheidungsverhalten, und
sei es auch nur eines Einzelnen, letzten Endes nicht ausschlaggebend beeinflussen. Marktver-
hältnisse spielen in Z 2 keine Rolle. Gesetzesverstöße werden jedenfalls fallweise kraft unmit-
telbarer Wirkung auf die wirtschaftliche Verbraucherentscheidung als Geschäftspraktik quali-
fiziert werden müssen.

712In der Lehre hat insb Koppensteiner schon vor der UWG-Novelle 2007 die Auffassung vertre-
ten, Art 5 Abs 2 lit b RL-UGP postuliere ein vom quantitativen Element der „Spürbarkeit“, so
wie es die zuletzt stRsp des OGH zu § 1 UWG aF beim Rechtsbruch fordert, und wie es im
Ergebnis Eingang in den Gesetzeswortlaut des § 1 Abs 1 Z 1 UWG gefunden hat,1786 abwei-
chendes „qualitatives“ Element, für das schon die Beeinträchtigung der Kaufentscheidung
einzelner, oder im Extremfall eines einzigen Durchschnittsverbrauchers genüge.1787 Der OGH
habe mit seiner Rsp, wonach eine nicht unerhebliche Nachfrageverlagerung im Kontext
sämtlicher Tatbestände gefordert werde, die ein Handeln zu Zwecken des Wettbewerbs vo-
raussetzten, die Latte wesentlich höher gelegt als das Wesentlichkeitserfordernis der RL-
UGP, und sei daher mit diesem nicht vereinbar. Dementsprechend könne auch die bisherige
Rsp zum sittenwidrigen Rechtsbruch nach § 1 UWG nicht aufrechterhalten werden. Koppen-
steiner räumt aber ein, dass aufgrund des Abstellens auf einen Durchschnittsverbraucher die
Betroffenheit nur eines oder weniger Verbraucher einen seltenen Sonderfall darstellen
werde.1788

Schmid IV. Rechtsbruch § 1

UWG, 5. Lfg 23

1784 4 Ob 49/05 t – Kurzberichterstattung II – ÖBl 2006/4, 20 (Anm Gamerith ÖBl 2006, 29 ff); 4 Ob 155/
05 f – FC Superfund – ÖBl 2006/5, 25.

1785 Seidelberger hält eine solche Differenzierung für § 1 UWG generell nicht für zielführend, ders, RdW
2008/24, 59 (61).

1786 4 Ob 225/07b – Stadtrundfahrten – ÖBl 2008/48, 237 (Gamerith); ecolex 2008/199, 551 (Tonninger);
MR 2008, 114.

1787 Koppensteiner, wbl 2006, 553 (557 f).
1788 wbl 2006, 157.

11 Die RL 2005/29/EG betrifft nur das Verhältnis zwischen Unternehmern und Verbrauchern
und lässt Rechtsvorschriften, die lediglich die wirtschaftlichen Interessen zwischen Mitbewer-
ber betreffen unberührt.35 Dennoch hat die Richtlinie auch in diesem Bereich Auswirkungen,
da der Schutz der Verbraucher nur vor wesentlichen Auswirkungen vorgesehen ist und diese
Wertung über die Verhältnismäßigkeitsprüfung von Einschränkungen der EG-Freiheiten
auch auf Rechtsverhältnisse zwischen Mitbewerbern und Gewerbetreibenden ausstrahlt.36

Rechtsvorschriften betreffend das Verhältnis zwischen Mitbewerbern werden in der Regel ge-
gen die Dienstleistungsfreiheit oder die Warenverkehrsfreiheit verstoßen und bedürfen daher
einer entsprechenden Rechtfertigung.37

12 Für das Zugaberecht bedeutsam sind die Bestimmungen der RL 2005/29/EG zur Irrefüh-
rung, nach denen falsche Angaben und sachlich richtige, aber täuschende Angaben untersagt
sind, wenn diese zu einer geschäftlichen Entscheidung veranlassen, die sonst nicht getroffen
worden wäre. Aus der Liste der Geschäftspraktiken, die unter allen Umständen als unlauter
gelten,38 erscheint lediglich Punkt 20 zugaberechtlich relevant: Danach ist es unlauter, wenn
ein Produkt als „gratis“, „umsonst“, „kostenfrei“ oder Ähnliches beschrieben wird, obwohl
der Verbraucher weitere Kosten als die Kosten zu tragen hat, die im Rahmen des Eingehens
auf die Geschäftspraktik und für die Abholung oder Lieferung der Ware unvermeidbar sind.

II. Rechtslage nach EuGH C-540/08

A. EuGH C-540/08
13 Ähnlich wie beim belgisches Koppelungsverbot39 sah der EuGH im § 9a Abs 1 Z 1 UWG ei-

nen Verstoß gegen die RL 2005/29/EG, da das Zugabeverbot generell und präventiv formu-
liert ist, ohne dass die Unlauterkeit anhand der Kriterien der Art 5–9 der RL 2005/29/EG
im Einzelfall zu prüfen sind40. Die Ausnahmen in § 9 Abs 2 UWG beschränken zwar die
Tragweite des Verbotes, können aber nicht die notwendige konkrete Beurteilung des Sachver-
haltes ersetzen41.

B. Schlussfolgerung des OGH
14 Der OGH erörtert in seiner nachfolgenden Entscheidung42 zuerst die Möglichkeit der mittel-

baren Reflexivwirkung im Dreiecksverhältnis, nämlich dass bloß negative Auswirkungen auf
die Rechte Dritte nicht rechtfertigen, einem Einzelnen die Berufung auf die Bestimmungen
einer Richtlinie gegenüber einem Mitgliedstaat zu versagen. Dies hätte zur Folge, dass sich
der in Anspruch Genommene gegenüber dem Staat auf die Unanwendbarkeit von § 9a Abs 1
Z 1 UWG berufen kann, sodass Unterlassungsgebote nicht mehr zulässig sind. Inhaltlich löst
der OGH den Widerspruch zwischen der Richtlinie und § 9 a Abs 1 Z 1 UWG aber durch
richtlinienkonforme Interpretation mittels teleologischer Reduktion. Der OGH kommt zum
Ergebnis, dass das Ankündigen, Anbieten oder Gewähren von Zugaben gegenüber Verbrau-
chern nur mehr dann unzulässig ist, wenn die beanstandete Geschäftspraktik im Einzelfall

§ 9a Zugaben Lattenmayer

8 UWG, 17. Lfg

35 6. BG RL 2005/29/EG.
36 Vgl 8 BE RL 2005/29/EG.
37 Koppensteiner, ÖBl 2000, 195.
38 Anhang I zur 2005/29/EG.
39 EuGH C-261/07 und C-299/07 – VTB-VAB und Galatea – Slg 2009, I-2949, Rn 84.
40 EuGH C-540/08 – Mediaprint – Rn 36.
41 EuGH C-540/08 – Mediaprint – Rn 40.
42 OGH 15. 2. 2011, 4 Ob 208/10g.
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intensiv und ausführlich bearbeitet
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